
Bundessozialgericht

— 4 RJ 54/78 —

Verkündet

am 44- Dezember 4978 I m N a m e n d e s V o 1 k e s
oo.ooootootoooonoqon

als Urkundsbeamter

der Geschäftsstelle U r f e i 1
in dem Rechtsstreit

uuuuuu ®OIOOOOOOCOOOQIS..QOOOIOOGOI0.000.000000000000000

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigtez ..a......‚........‚............

g e g e n

ooooo olocooooo-uenoeooocwowcooaot.....Qoooaooouoooonoo.

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der ?. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 14. Dezember 4978 für

Recht erkanntz

Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 9. Februar 4978

und der Widerspruchsbescheid der Beklagten vom

4. November 4976 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wiesen.
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Zwisc Mh n den Beteiligten ist streitig, ob die Beklagte

das Arehitekturstudium der Klägerin an der Fachhochschule

Darmstadt als Leistung der beruflichen Rehabilitation zu
fördern hat.

Die am 19. Mai 3952 geborene Klägerin verließ die 13, Klasse

des Gymna511ms ohne Abitur und war von Oktober 4972 bis

September 4974 als Kraftfahrerin versicherungspflichtig

beschäftigt„ Sie kündigte ihr Arbeitsverhältnis aus gesund—

heitliehen Gründen und beantragte am 24. September 4974

bei der damals zuständigen Landesvereieherungsanstalt Ham«

burg die Gewährung berufsfördernder Leistungen zur Rehabi-

litatien„ Nach ihrem Umzug nach Darmstadt bemühte sich die

Klägerin erfolglos um einen Ausbildungsplatz im grafischen
Gewerbe. Die nun zuständige Beklagte l.ehnte mit Bescheid

vom 25, September 1975 die Gewährung ei.ne1 berufsfördernden

Maßnahme b„ erklärte sich aber 3uf den w3de mprnch der&

Klägerin hin unter Aufhebung des anl '1eeflen nesibeides be»

reit zu pr ü.feen? ob und ggf welche Maßnahmen der beruflichen

Rehabilitation durchgeführt werden könnten (Bescheid vom

31 Dezember 1975).

Am ?„ Okte ber ”9?5 nahm die Klägerin an der Fachhochschule

Darmstadt das Studium der Architektur (Abschluß; Ing„ grad.)

auf„ fiir das sie nach einer vom Arbeitsamt Darmstadt abgeu

gebenen Si ellungnahme gut geeignet is t1 Das Studium dauert

langer als 2 Jahre, Die Klägerin3 deren Erwerbsfähigkeit

in 1hrem bisherigen Ber1f als Kraftfahrerin beschränkt ist,

Architektur—€]
!

beantragte am 23. März 4976 die Förderung ihre

studiums als Rehabilationsmaßnahme‚ Die Beklagte lehnte mit

Besc eid vom 27. April 1976 den Antrag unter Hinweis auf die

bl■hpf‘?“ Tätigkeit der Klagerin als Kral+„aor rin und die

Dauer des Studiums ab.

Den Wine spruch der Klägerin wies die Eeklag3e mit Widerm

sp11chsbescheid vom 4. November ■9'% zz1rüe km Darin sind die
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Mit g1.1eder dee Widerspruchsaussc lansses Frankfurt a.M. _ Darm-

stadt der Beklagten aufgeführt. Der Bescheiä enthält auch eine

Begründung. Er wurde nicht von einem Mitglied des Widerspruchs-

.auseehnsees sondern von einem Mitglied der Geschäftsführung

der Beklagten ®1rektor M.) unterzeichnet„

Das Sozialgericht (o(}) Darmstadt hat die Kl.age abgewiesen (Ur—

te1l vom 18. März 1977), das Landess 021.3 geri cht (LSG) die Be“
rufung der Klägerin zuurüc kgew1esen {the

Zur Beg*undang hat es aus g‚‘uh1+

Nach 5 1856 der Reichsversicherungsordnnng (EVO) stehe es im

pf11ehtggemäße.n Ermessen der Bek.l.egt en‚ berufefö rdernde Lei-

süngen zur R9h3b111tat10n in dem dert h 5 1257 3 BVD bestimmten

Umfang zu erbringen. Das Gericht könne nur überprüfen? ob die

Beklagte die gesetzlichen Grenzen des Ermessene überschritten

Oder von ihm in einer dem Zweck der Ermäeht1gung nicht ent-

Spreechenden ”weise Gebrauc h gemacht habe. Es könne dah1n_

stehen, eb d e Ververfahren in bezug auf die Absetzung der&

Begrnndn„g des w1derspruchshes■rena„n vom-A„ Nevember 4976

') J.
;

(s0w1e dee en Urferne1chnang 01d11n _emäL durcngeführt werden

se1. Die Aufhebung de 3 angefochtm er Beseheidee wegen eines

Formfehlers und die Verpil1chtung der Ben1a

der Rech;eauffaesung des Gezrichts e1nen ne‘e n Bepe1eié zu er_

teilen„ würde bei der gegebenen mater1e11«rechtl1chen Rechts»

lage eine unzulässige Zurüokverweieung: mete‚1en und wäre aus

prozel& }ko.n0m1301len Gründen nicht ve1trethar. Die Bek1.aagte habe

bei de1.Ablehnung den Förderung dee Arch1: M1tk‘tUdinms der

Kläger1n weder ermessensfehlerhafn n.och e"m\ssen'mlßnra ch113h

Berufstätigkeit als Kriterium bei der Auswahl einer berufs—

föraernden Maßnahme angemessen zu henücksieht1gen. Die Um»

schu1ung der Klägerin? die als Kraf+1«n;evin eine argee.1ernre

Tätigkeit des allgemeinen Arbeitsfeldee ausgeübt ha‚e. zur
Sraziu1r+en 1ng@n1eurin der Feehr1ehrun* Areh11eknnr unter ;ber-

gehnng sämfl1eher Anlern— und Fachenheiterbernfe sowie den hen?

männischen Berufe sei unangemessenx Zuiem e1ehe aueh ä1e Dauer

des Studiv ; ”n 9 Förderung durch die Bexlagte entgegen„ Ein5bersehreifene
der nach @ 4257 e Abs 5 BVG regelmäßigen Aus—

1 vom 9. Februar 1978)„

ten, unter Beachtung

Jgehandelt. Wach @ 1257 e Abs 2 Satz & EVO sei auch d1e b1.sheri ae
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bildungszeit von 2 Jahren käme nur in Betracht, wenn für

die Klägerin alle anderen Berufe mit zweijähriger Aus—

bildungszeit ausschieden. Anhaltspunkte dafür seien nicht

gegeben.

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine Ver-

letzung des 5 4257 a EVO. Sie erfülle nach Eignung und

Neigung die Voraussetzungen für eine Förderung des Archi—

tekturstudiums. Trotz der Beschränkung der Umschulung auf

2 Jahre in @ 4257 a Abs 5 Satz 2 BVG müsse die Beklagte

auch die länger dauernde Umschulung zur graduierten Inge—

nieurin fördern. Nach Sinn und Zweck des 5 4257 a EVO sei

auch eine wesentlich qualifiziertere Ausbildung als die bis—

her ausgeübte Tätigkeit zu fördern9 wenn damit das Ziel

einer dauerhaften Eingliederung des Rehabilitanden in das

Erwerbsleben erreicht werde.

Die Klägerin beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen

Urteils sowie des Urteils des Sozialge—

richts Darmstadt vom ■ö„ März 4977 und

unter Aufhebung des Bescheids der Be-

klagten vom 27. April 49?6 in der Ge-

stalt des Widerspruchsbescheids vom
4. November 4976 die Beklagte zu ver-
pflichten, der Klägerin unter Beachtung

der Rechtsauffassung des Gerichts einen

neuen Bescheid zu erteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisenw

Sie hält die angefochtenen Urteile für zutreffend„

II.

Die durch Zulassung statthafte Revision der Klägerin ist

zulässig und im Sinne einer Zurückverweisung des Rechts—
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_ 5 _

streits an das Berufungsgericht begründet.

Das LSG hat nicht in der Sache entscheiden dürfen, weil der
Widerspruchsbescheid vom 4. November 4976 fehlerhaft ist und
ihm eine Ermessensentscheidung der Beklagten zugrunde gelegen
hat— Das BeTUfungsgericht hätte den Widerspruohsbescheid auf—
heben und der Beklägten Gelegenheit zur Durchführung eines
ordnungsgemäßen V°rverfahrens geben müssen.

GemäB‘ä‘85'Äbs 5 des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) ist ein Wider—
SPPUCthGSCh91d schriftlich zu erlassen und zu begründen. Der
Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 4. November 1976 enthält

zwar eine sehriftlichs Begründung. Diese ist aber nicht von
einem Mitglied d93 im Bescheid aufgeführten Widerspruchsaus—
schusses‚ sondern Von einem Mitglied der Geschäftsführung der

Beklagten unterzeithet werden. Damit ist jedenfalls dem in
% 85 Abs 5 SGG norlhierten Begründungszwang nicht Genüge getan,

Wie der 5- Senat des Bundessozialgerichts (BSG‘ in seinem

“ zur Veröffentlichung vorgesehenen — Urteil vom 29. Juni 4978

" 5 RJ 58/77 ' entschieden hat‚ ist ein Widerspruchsbescheid
dann fehlerhaft‚ wenn er nicht entsprechend den gesetzlich ver»
geschriebenen Erf°bdernissen der Schriftform und des Begründungs»

zwanges die Unters<:hrift eines Mitgliedes der Widerspruchsstelle
trägt. Dem schließt sich der erkennende Senat an‚

Es kann in diesem Zusammenhang dahingestellt bleibent ob in den
Fällen‚ ln denen nicht ein Mitglied des Widerspruchsausschusses
den Bescheid unterEeichnet hat$ dieser bereits wegen eines Ver»
stoßes der in 5 85 Abs 5 SGG normierten Schriftform fehlerhaft

iSt (so Peters/S&utter/Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbar-
keit, 4- Aufl, % 85, Anm 6 b; vgl auch Bley9 Gesamtkommentar—
SGG9 5 85 Anm 8 05 Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung9

q, ‘ 8° AUfla 8° 234 b IX). Die Schriftform des Bescheides ver”
langt„ daß der B‘5‘i‘3\‘:heidzumindest durch ein —hierzu bevollmäch«
353*££ *-£Üiggjf@ 962’»ädezzpvaz■ßävaüla ar?ansaäzéebaa »afäew ist
(Peters/Sautter/WOlff aaO, % 859 Anm6 b}. Mit der Unterzeichw
nung des Widerspruehsbescheides durch ein Mitglied der Geschäfte_
führung der Beklagten ist jedenfalls gegen den Begründungszwang
des 5 85 Abs 5 SGG verstoßen worden„ Ist der Widerspruchsbescheid

_ 6 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


“6—

nicht von einem Mitglied der Widerspruchsstelle unter—

schrieben worden, kann der Widerspruchsführer nicht fest-

stellen, welches die Gründe sind, die zur Zurückweisung

seines Widerspruchs geführt haben. Der Verstoß gegen die

vorgesehene Schriftform iVm dem Verstoß gegen den Be-

gründungszwang machen den Widerspruchsbescheid fehlerhaft

(vgl die o.a. Entscheidung des 5. Senats),

Aus der Fehlerhaftigkeit des Widerspruchsbescheides (=

Verwaltungsakt) ergibt sich nicht zwangsläufig, daß er
deswegen aufgehoben werden müßte. Verletzungen von Ver—

fahrens- und Formvorschriften während des Verwaltungsvere

fahrens berechtigen nach der ständigen Rechtsprechung des

BSG die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit jedenfalls dann,

wenn der Verwaltungsakt nicht schlechthin nichtig ist und

das Verfahren keine Ermessensfragen betrifft, nicht schon

allein und ohne Prüfung der inhaltlichen Richtigkeit des

Bescheides zu dessen Aufhebung (vgl BSGE 24, 454, 456 f;

26, 470, 474; 26, 477, 479; 27, 446, 448; 28, 75, 74; 54,
24

,
245; 56, 484, 485; 42, 268, 274; Urteil vom 29. Juni

4978 — 5 RJ 58/77). Wie zu entscheiden ist, wenn der Ver—
waltungsakt nichtig ist oder ihm eine Ermessensentscheidung

der Verwaltung zugrunde liegt und das Ermessen nicht auf Null

reduziert war, ist zum Teil bisher offen geblieben (vgl BSGE

26, 477, 479; 42, 268, 274; Urteil vom 29° Juni 4978 — 5 RJ

58/77).

Der Widerspruchsbescheid vom 4. November 4976 ist nicht nich-

tig (vgl die angeführte Entscheidung des 5„ Senats). Zwar hat
das Fehlen der Unterschrift unter einem Verwaltungsakt, für

den Schriftform vorgeschrieben ist, nach h.M. die Nichtig—

keit des Verwaltungsaktes zur Folge, weil er der gesetzlichen

Form entbehrt (Peters/Sautter/Wolff, aaO, @ 54, Anm 2 b, aa,
S. 465; Meyer—Ladewig, SGG, 4977, @ 54„Anhang Rndnr. BO)° Dem

steht es aber nicht gleich, wenn der Bescheid von einem nicht

zuständigen Vertreter der Verwaltungsbehörde unterschrieben

worden ist. Dieser Verstoß kann, anders als das Fehlen der

Unterschrift, nicht ohne weiteres von einem Außenstehenden

erkannt werden. Er führt daher nicht zur Nichtigkeit, sondern
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nur zur Anfechtbarkeit des Verwaltungsaktes$ hier des Wider—

spruchsbescheides (vgl Meyer—--Ladewig9 aaO, S 85, Rndnr 7).

Dem Widerspruchsbescheid liegt aber eine Ermessensentscheidung

der Beklagten zugrunde. Er betrifft die Gewährung von berufs—

förde rnden Le1stungen zu;r Rehabilitation gem 5 125 6 Abs 4 EVO.

Ob und ggf welche leistungen zur Rehabilitation 31e Bekl.agte

erbring..q wenn die übrigen 10raz“"°qzungen der Vons Mb 1ft er—

füllt e1ni‚ steht danach in ihrem Ermessen? welelße sie pflicht»

gemäß aueznühen hat (vg1 % 59 113 1 Snz1a1gesetzbuch « Allge«

meinen Teil“),

Bei pflichtgemäßer Ermessensausübung der Beklagten ist auch

nicht d‚shalb nur eine einzige Erm% eensenf scheidung fehlerfrei

gewesen {Ermessensschrumpfung auf Null)„ we■„1 das von der Klägeu

rin begonnene Studium länger als 2 Jahre dauert. Zwar sollen

nach 5 1257 a Abs 5 Satz 2 EVO Leistungen der beruflichen Um—

schulung in d.er Rege1 nur erbracht Werd-„„ wenn die Maßnahme bei

ganztäg "'em Unte1Ticht nicht länger a1ezwe1 Jahre dauertq es sei

dern‚ daß der Betreute nur durch eine ”anqe,da;ßr qde Maßnenme

eingeg11edert werden kann. 9% h e:.nn be1 der ::7?<T_elmäßigen Bew

grenznng der Dauer der Maßnahme auf zwei Jahre .111gt es im

pflichtgemäßen Ermessen des Versicherunze■räger5„ nach den ET—
1‚.„„

forder n1csen des Einzelfal @]s längerdenernde %)e1%nf 1ordernde

Leistungen zu gewähren (Brackmann‚ an‚ S. bßu y 13
„

Dafür9 daß
1

das Ermessen der Beklagten dadurch auf Nu11 gesehrumpft ist? daß

die K1 13111n auch durch eine Kürzere Maßnahme auf Dauer in das

Erwerb e1eben hat eingegl iede.nt werden können.&vg1 dazu brte11 de:

Senats vom 50. M‚i 1978 — 1 RA 5/7? — n 3023 2200 @ 1237 3 Nr 3)?
1

&
bieten die Festste ellungen des LSG keine Anna1tspnnetea

Ist eine EI mensensen„evn 1dung; der VCYWOEÜULr =■h?‘L“üfen Se
ist die “frebnnq 1es Fenl■rnaf?en Verw■fvun‘ßnn1es zur Jash_

holung der L„tecne1nanä durch die 215+41■1» VerM1* tan„set#11e

11n13r1:5311<3r_ 111533hat bereits der 6‚. 5er:* les BSG mi; 1'J“rte;w

vom 21. September 4967 (BSGE E?$ 1341 158; vg1 euch die weiteren

‘Urbe1le n1esee Senats in BSGE 253 1?71 G791 San SGG % 3* Nr./

119) entschieden„ Dw .schließt sich der erkennende Senat an„
Wegen nee bei 1hmess engen„s1ne1nunge. der Ver ?

haltenen Put„ä_-i‘uHQCYeM"1cne und der 1neuweit eingesc b
()

r
gericntlicnen Rechtskontrolle (vgi 5 53 Abs 1 Satz 2 SGG} kann

8
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das Gericht in diesen Fällen nicht selbst sachlich ent—

scheiden. Vielmehr muß ein Fehler des Verwaltungsverfahrens

bei Ermessensentscheidungen regelmäßig zur Aufhebung des Ver—

waltungsaktes führen, weil nur in Ausnahmefällen ausge—

schlossen werden kann, daß Verfahrensverstöße beim Zustande—

kommen der Entscheidung keinen Einfluß auf den Inhalt der

Entscheiäung gehabt haben (vgl Bley, aaO, S 54 Anm 7 e;
Badura, in; Erichsen/Martens, Allgemeines Verwaltungsrecht,

2. Aufl 1977, S. 292; Kopp9 VWVfG 4976, 5 46 Anm 5 zu 5 46
VWVfG). Diese Ausnahmefälle liegen„ wie ausgeführt, hier

nicht vor.

Das Urteil des LSG und der Widerspruchsbeseheid der Beklagten

waren daher aufzuheben. Das LSG wird der Beklagten Gelegenheit

zu geben haben, ihre Ermessensentscheidung auf verfahrensrecht—

lidheinwandfreie Weise nachzuholen.

Bei seiner neuen Entscheidung wird das LSG auch über die außer—

gerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens zu befinden haben

(@ 195 SGG}.
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